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Manfred Dietenberger zu Leni Breymaier

Gewerkschafterin an Spitze 
der SPD in BaWü
Bei den vergangenen Landtagswah-
len in Baden-Württemberg im März 
2016 sind der SPD die Wähler einmal 
mehr in Scharen davon gelaufen. Nur 
12,7 Prozent der Wähler stimmten für 
die SPD. Das sind über zehn Prozent 
weniger als vor fünf Jahren. Ihre Frak-
tion hat nun statt 35 nur noch 19 Mit-
glieder, das letzte Direktmandat in 
Mannheim–Nord verlor die SPD an 
die AfD.

Die Vorsitzenden der IG Metall 
und des DGB in Baden-Württemberg, 
Roman Zitzelsberger und Nikolaus 
Landgraf, verstanden die Welt nicht 
mehr. Mit Mindestlöhnen und Bil-
dungszeitgesetz habe Grün-Rot doch 
wichtige Forderungen der Gewerk-
schaften eingelöst. Doch die Kollegin-
nen und Kollegen im Musterländle sa-
hen das anders: Bei den ArbeiterInnen 
erreicht die SPD mit 13 Prozent nur 
noch einen durchschnittlichen Wert – 
über alle Berufsgruppen hinweg ent-
schieden sich ebenfalls 13 Prozent für 
die SPD. Stärkste Kraft bei den abhän-
gig Beschäftigten wurde aber die AfD 
mit 30 Prozent und dies, obwohl die 
Gewerkschaften im Südwesten über 
800 000 Mitglieder haben.

Nun will Leni Breymaier (56), 
verdi-Landesvorsitzende von Baden-
Württemberg und stellvertretende 
SPD-Landesvorsitzende, die gebeutel-
te SPD aus dem Tal der Tränen führen. 
Sie ist gelernte Einzelhandelskauffrau 
und begann ihre Gewerkschaftslauf-
bahn mit 22 Jahren bei der Deutschen 
Angestellten-Gewerkschaft. Im Juni 
verkündigte Leni Breymaier: „Ich 
habe heute dem SPD-Landesvorstand 
erklärt, dass ich bereit bin, am 22. Ok-
tober als Landesvorsitzende zu kandi-
dieren.“ Zeitgleich informierte sie den 
ver.di Vorstand, dass sie „am 22. Ok-
tober kandidieren werde. Ich werde 
für ver.di ab jetzt keine Öffentlich-
keitsarbeit und keine politischen Ter-
mine mehr wahrnehmen“.

Mit diesem Paukenschlag schlug 
sie alle möglichen Konkurrenten aus 
dem Feld. Auch Porsche-Betriebsrats-
chef Uwe Hück hätte diesen Job ger-
ne gemacht. Der langjährige SPD-ler 
schlug vor, dass Nils Schmid als Teil 
einer Doppelspitze Parteichef bleiben 
solle: „Der Nils wäre der Kopf, und ich 
wär der Bauch. Wir beide haben Stär-
ken, und wenn wir die verbinden, dann 
bin ich überzeugt, sind wir unschlag-
bar.“ Wird Leni Breymaier das Ruder 
herumreißen und lohnt es sich künftig 
für die abhängig Beschäftigten wieder 
auf die alte Stieftante SPD zu setzen?

Schauen wir uns das Feld an, das 
Kollegin Breymaier sich vornimmt zu 
beackern. Im bundesweiten Vergleich 
gilt Baden-Württemberg als „Muster-
ländle“ mit brummender Wirtschaft, 
hohem technologisches Know-How 
in Produktion und Forschung und 
einer geringen Arbeitslosigkeit. Als 
Motoren dieser Entwicklung gel-
ten Daimler, Porsche, Bosch und der 
Künzelsauer Schraubenkönig Rein-
hold Würth, Weltmarktführer und 
Steuerflüchtling. Doch es gibt es auch 
Schatten. 14,7 Prozent der Bevölke-
rung sind im Ländle armutsgefährdet. 
Besonders betroffen sind u. a. Allein-
erziehende, Migranten, Menschen in 
prekären Beschäftigungsverhältnissen 
und Langzeitarbeitslose.

Am Beispiel Mannheim zeigen 
sich exemplarisch die sehr unter-
schiedlichen sozialen Lebenslagen in 
den Stadtteilen. Neben Stadteilen, in 
denen über 40 Prozent der Menschen 
auf soziale Transferleistungen ange-
wiesen sind, gibt es Stadtteile, in denen 
diese Rate unter drei Prozent beträgt. 
Und selbst im öffentlichen Dienst des 
Musterländle bestehen fast die Hälfte 
der Arbeitsverträge aus Befristungen, 
Leiharbeit, Zwangsteilzeit und ähnli-
chen prekären Arbeitsverhältnissen.

Im Landtagswahlkampf 2016 warb 
die SPD mit dem farb- und kraftlosen 
Slogan: „Baden-Württemberg leben“. 
Für was steht Leni Breymaier in Zu-
kunft? Breymaier will das soziale 
Profil der Sozialdemokratie wieder 

stärken, sagt sie. „Ich habe klare Vor-
stellung, wie die Welt zu funktionie-
ren hat, und ich kann das auch artiku-
lieren. Für die Inhalte, die mir richtig 
wichtig sein, gibt es keine Mehrheiten 
ohne die SPD.“ Und sie weiß, wen sie 
für ihre Vorstellung von sozialdemo-
kratischer Politik gewinnen will. „Ich 
habe die im Auge, die nichts als ihre 
zwei Hände und ihren Kopf zu ver-
kaufen haben“.

Nirgendwo in Deutschland sind 
weniger Menschen ohne Lohn und 
Brot als im deutschen Südwesten. 
Und außer am Wahlsonntag wissen 
auch viele, dass sie ihren Wohlstand 
nicht nur ihrem Fleiß sondern auch 
dem ihrer ausländischen Kollegen 
verdanken. Doch nicht nur die Ver-
lierer der deutschen Einheit und des 
Neoliberalismus, auch die Modernisie-
rungsgewinner neigten im deutschen 
Südwesten zu „marktförmigen Ext-
remismus“ wie Breymaier das nennt. 
Während die IG Metall keine Wahl-
empfehlung geben wollte, und nur 
dazu aufrief, zur Wahl zu gehen und 
„demokratisch zu wählen“, warnte 
Leni Breymaier vor einer Stimmab-
gabe für die AfD: „Rechtspopulisten 
bieten unsolidarische Antworten, raus 
aus dem Euro, weg mit Geflüchteten, 
Ausgrenzung statt Integration. Diese 
Antworten sind falsch“.

Leni Breymaier ist eine Vollblut 
Gewerkschafterin und eine Frau der 
klaren Worte. Beim Kampf der Schle-
cker-Frauen oder auch bei den Tarif-
runden für den öffentlichen Dienst, 
findet man sie eindeutig auf der Seite 
der Kämpfenden. „Wir brauchen wie-
der linkes Selbstbewusstsein“, sagte sie.

Es wäre schade, wenn ihr das nun 
bald abhandenkommt, was zu be-
fürchten ist. Kollegin Breymaier er-
innerte sich noch daran, als der SPD-
Kanzlerkandidat Peer Steinbrück mit 
großem Tamtam seine von ihm groß-
spurig „Kompetenzteam“ genann-
te Wahlhelfertruppe dem gemeinen 
Wähler vorstellte. Als mögliche künf-
tige Minister wurden sie dem Wahl-
volk vorgestellt, mit Lob überhäuft 
und den jeweiligen Zielgruppen als 
schmackhafter Wahl-Köder vorge-
worfen. Auch der gewichtige Bundes-
vorsitzende der Gewerkschaft Bauen, 
Agrar, Umwelt, Klaus Wiesehügel, er-
klärter Gegner der Agenda 2010 und 
auch der Verlängerung der Lebensar-
beitszeit, knüpfte seine Zukunft be-
dingungslos an die SPD. Er gab dafür 
seinen Posten als Gewerkschaftsvor-
sitzender auf, nur um für die SPD als 
designierten Arbeits- und Sozialmi-
nister in die Schlacht zu ziehen. Die 
Stuttgarter Zeitung ahnte gleich: „Es 
ist ein Himmelfahrtskommando, auf 
das sich Klaus Wiesehügel da einlässt“.

Wiesehügel brauchte länger, aber 
Ende September 2013, als nicht er, 
sondern Andrea Nahles Arbeitsmi-
nisterin wurde, merkte er, dass er von 
seinen Genossen reingelegt worden 
ist. Leni Breymaier droht ähnliches 
Ungemach. Natürlich kennt Brey-
maier auch die Entwicklung vieler 
anderer Gewerkschaftsführer, die es 
an die SPD-Spitze spülte, solche wie 
z. B. den früheren Vorsitzenden der 
IG Bausteine und Erden, Georg Le-
ber, der als Kommunistenfresser und 
Kriegsminister Furore machte. Oder 
Walter Riester, der einen ähnlichen 
gewerkschaftlichen Werdegang wie 
Leni Breymaier hatte. Die auf sei-
nem Mist gewachsene Rentenpolitik 
der SPD-Grünen-Regierung bedeu-
tet für die arbeitenden Menschen im 
Land, dass fast die Hälfte der künfti-
gen Rentenempfänger von Altersar-
mut bedroht ist.

Man fragt sich wieso Kollegin 
Breymaier, SPD Mitglied seit 1982, es 
dort bis heute aushält. Spätestens mit 
ihrer neoliberalen Wende zum Sozi-
alabbau unter Schröder und später in 
der großen Koalition war doch klar: 
Nur wenn die SPD und die anderen 
Parteien unter außerparlamentari-
schen Druck kommen, wird die Poli-
tik wieder insgesamt sozialer.

Die Altersarmut ist sicher
Da hilft auch die Scheinlösung Betriebsrente nicht

Die Herren Schröder, Riester und 
Müntefering können sich feiern 
lassen. Einen derartigen Bom-

benerfolg hatte selten eine Bundes-
regierung: Die arbeitenden Menschen 
werden ärmer. „Wir haben den besten 
Niedriglohnsektoren aufgebaut, den es 
in Europa gibt“, prahlte Schröder 2005 
in Davos „Ja, Glückwunsch“. Und er 
wird immer besser.

Schröder, wie immer von sich 
selbst begeistert, hätte rufen kön-
nen: „und einen Niedrigrentensektor 
gleich dazu!“ Und nun muss selbst die 
erfolgreichste Bundesregierung aller 
Zeiten den grandiosen Erfolg von 
Rosa-Oliv einräumen: Auch die alten 
Menschen werden ärmer werden. Was 
auch ein Bildungsrepublik-Deutsch-
land-Geschädigter mit dem schlich-
ten Dreisatz ausrechnen kann, hat 
nun auch die zuständigen Ministerin, 
Andrea Nahles langwierig ermittelt. 
Dass nämlich eine Bruttorente von 43 
Prozent des Nettolohns, wie in 2030 
erreicht, ein Einkommen von Netto 
1 900 Euro erfordert, um – als Sing-
le – überhaupt aus der Grundsiche-
rung zu kommen. Und das bei einer 
lückenlosen Erwerbsbiographie von 
45 Jahren. Bei Verheirateten wären 
es schon 3 200 Euro. Jeder, der diese 
Einkommen nicht realisiert, kann sich 
das Arbeiten für die Rente komplett 
sparen. Schröder & Co. haben die Al-
tersarmut mit dem „Riesterfaktor“ 
zielgerichtet vorprogrammiert, um 
der Exportindustrie mit niedrigen 
Lohn“neben“kosten und um den 
Maschmeyers mit Riestersubventio-
nen zu Milliardengeschäften zu ver-
helfen. Es ist ihnen geglückt.

Frau Nahles möchte natürlich hinter 
den Heldentaten ihrer berühmten Par-
teigenossen nicht zurückstehen und be-
klagt, dass nicht einmal die Hälfte der 
zukünftigen Rentner privat vorsorgen. 
Also verlorenem Geld nicht noch wei-
teres hinterherwerfen. Da Einnahmen 
aus einer privaten Rentenversicherung 
in jeder Hinsicht voll angerechnet wer-
den, würde, wenn jeder, der mit seiner 

Rente nicht ohnehin oberhalb der 
Grundsicherung liegt, mit seinen teu-
er erworbenen „privaten Vorsorge“ al-
lenfalls die Staatskasse entlasten. Wer 
also schon zwangsweise sinnlos in die 
Rentenkasse eingezahlt hat, würde dies 
noch dadurch toppen, indem er auch 
noch freiwillig den Maschmeyers sein 
Geld in den Rachen wirft.

Ab 2030, hat Frau Nahles, vermut-
lich ebenfalls mit einer teuren Studie, 
herausgefunden, was jeder ohnehin 
weiß. Es geht, dank Riester, auch da-
nach weiter abwärts mit dem Renten-
niveau. Die aktuell ausgezahlte Durch-
schnittsrente liegt bei 822 Euro. Also 
schon jetzt in der Nähe der Grundsi-
cherung. Ein großer Teil der Rentner 
dürfte seinen Grundsicherungsan-
spruch wohl nur aus psychologisch-
emotionalen Gründen nicht realisieren. 
Das wird sich bei einem weiteren Ab-
sinken des Rentenniveaus wohl kaum 
durchhalten lassen. Mit Norbert Blüm 
könnte man sagen: Die Altersarmut ist 
sicher.

Wie immer, wenn es um reaktio-
näre Veranstaltungen geht, muss die 
Bevölkerungswissenschaft, heute ver-
schämt Demographie genannt, her-
halten. Mal starben die Deutschen 
aus, mal brauchten sie neuen Lebens-
raum. Nun werden sie zu alt und kön-
nen sich das nicht leisten – seit Thomas 
Robert Malthus Zeiten ist in solchen 
Fällen die Bevölkerungswissenschaft 
mit wunderbaren Statistiken und Mo-
dellen zu Diensten.

Die Realität ist eine andere. Das 
Nettovermögen, derjenigen, die in 
Deutschland Vermögen haben, liegt 
laut Bundesbank bei 8 400 Mrd. Euro. 
Allein der Außenhandelsüberschuss 
beträgt 310 Mrd. Euro. Deutschland, 
genauer wir 99 Prozent, leben so sehr 
unter unseren Verhältnissen, dass das 
Ausland sich in dieser Größenordnung 
verschulden muss, damit die Wirtschaft 
ihre Produktion absetzen kann. Die Ef-
fekte der Produktivitätssteigerung ha-
ben seit Malthus diejenigen der Demo-
graphie um Dimensionen übertroffen.

Eine Gesellschaft kann nicht spa-
ren. Erst recht nicht in Aktien oder 
Wertpapieren. Die Menschen im ar-
beitsfähigen Alter müssen zu allen Zei-
ten immer diejenigen, die noch nicht 
können und diejenigen, die nicht mehr 
können, mitversorgen. Wie sie selbst 
auch jung waren und alt sein werden.

Selbstverständlich könnte sich der 
Exportweltmeister Bundesrepublik 
eine zivilisierte Alterssicherung leis-
ten. Er können sich noch weit mehr 
leisten. Eine exzellente Bildung, ein 
hervoragendes Gesundheitssystem und 
eine solide Infrastruktur beispielsweise. 
Wenn es denn wirklich solidarisch zu-
ginge und sich alle, entsprechend ihren 
wirtschaftlichen Möglichkeiten, an der 
Finanzierung beteiligten. Wir leben in 
einer Klassengesellschaft. Davon kann 
natürlich keine Rede sein.

Die Thematisierung des sinkenden 
Rentenniveaus war bislang immer die 
propagandistische Begleitmusik zu 
weiteren Strukturverschlechterungen. 
Auch jetzt haben sich die Lobbyver-
bände und Pressure Groups der Un-
ternehmerverbände mit ihren Paro-
len gegen das wenig-profitverträgliche 
Ablebeverhalten der Alten in Stellung 
gebracht. Es gilt eventuelle Sanierungs-
maßnahmen der gesetzlichen Rente zu 
verhindern und stattdessen zu einer 
Höhersetzung des Renteneintrittsalters 
(konkret einer Rentenkürzung) über 
die 67 Jahre hinaus, zu einer Pflicht zu 
„riestern“ oder zum Ausbaus einer (in 
relevanten Größen nur für wenige real 
erreichbaren) Betriebsrente aufzuru-
fen. Bedauerlicherweise lässt auch der 
DGB mit seiner Fokussierung auf die 
„Kernbelegschaften“ eine konsequen-
te Position zum Ausbau und finanziel-
len Stärkung der gesetzlichen Alterssi-
cherung vermissen. Wie es aussieht hat 
nach dem Riesterbetrug nun die Be-
triebsrente die größten Chancen zur 
nächsten PR-Nummer der Bundesre-
gierung („Gut leben in Deutschland“) 
aufzusteigen. Wenn sich von unten 
nichts tut, ist das Elend programmiert.
� Klaus Wagener

Ökonomisches Hinterland
Deutscher Unternehmen drängen in die osteuropäische Wirtschaft

Eine aktuelle Studie bestätigt die mas-
sive Dominanz deutscher Unternehmen 
in der osteuropäischen Wirtschaft. Wie 
ein jüngst veröffentlichter Report der 
Unternehmensberatung Deloitte zeigt, 
übt die deutsche Kfz-Industrie in der 
Region einen besonders starken Ein-
fluss aus. Deutsche Automobilkonzerne 
haben Polen, Ungarn und andere Län-
der Osteuropas in ihre globalen Wert-
schöpfungsketten eingegliedert, lassen 
ihnen jedoch kaum Raum für eine ei-
genständige ökonomische Entwicklung. 
Nicht zuletzt deshalb verharren die dor-
tigen Länder in einer Art Stillstand, den 
Ökonomen als „Middle-Income Trap“ 
bezeichnen: Schon seit einiger Zeit ge-
lingt es den Nationen kaum noch, dem 
durchschnittlichen EU-Bruttoinlands-
produkt näherzukommen. Einige Staa-
ten steuern deshalb um und setzen ver-
stärkt auf die Förderung der heimischen 
Wirtschaft.

In dem alljährlich von der Unter-
nehmensberatung Deloitte veröffent-
lichten Report über die 500 umsatz-
stärksten Unternehmen in Osteuropa 
belegen Niederlassungen und die regi-
onalen Ableger bundesdeutscher Glo-
bal Player Spitzenpositionen. Die VW-
Tochter Škoda nimmt den dritten Platz 
ein, Audi Hungaria Motor den sechsten 
und Volkswagen Slovakia den achten. 
Unter den ersten 50 platzierten sich zu-
dem noch RWE, Mercedes Benz Mfg 
Hungary, Lidl Polska und die Metro AG. 
Genuin osteuropäische Firmen schafften 
es hingegen kaum auf die vorderen Rän-
ge – und wenn doch, dann handelt es sich 
zumeist um ganz oder teilweise in staat-
lichem Besitz befindliche Gesellschaften 
aus dem Energie- und Rohstoffsektor 
oder um solche, die Oligarchen gehören.

Als Reaktion auf den stockenden 
Konvergenzprozess setzen einige ost-
europäische Staaten auf eine stärkere 
Förderung der heimischen Wirtschaft. 
„Kapital hat ein Vaterland“, erklärt 
etwa der polnische Wirtschafts- und Fi-
nanzminister Mateusz Morawiecki von 
der konservativen „Partei für Recht 
und Gerechtigkeit“ (PiS). Darum will 
er nach dem Vorbild der in Ungarn von 
Viktor Orbán ergriffenen Maßnahmen 
den Einfluss ausländischer Kreditins-
titute, die in Polen zurzeit auf einen 
Marktanteil von rund 60 Prozent kom-
men, zurückdrängen.

Zudem gibt es in Polen ähnlich 
wie in Ungarn und der Slowakei Be-
strebungen, die ökonomische Macht 
der großen Supermarktketten zu be-

schränken. So führte die polnische Re-
gierung eine Supermarktsteuer ein, um 
polnischen Kleinbetrieben „Mittel in 
die Hand zu geben, die ihnen die Chan-
ce geben, zu konkurrieren und sich am 
Markt zu behaupten“. Überdies kün-
digte die PiS ein umfangreiches Pro-
gramm zur Förderung von Unterneh-
men an.

Diese Bestrebungen sehen sich je-
doch nicht nur mit inneren Widersprü-
chen konfrontiert, sie haben sich auch 
erheblichen Drucks von außen zu er-
wehren. Im September kündigte die 
EU wegen des Verdachtes unerlaubter 
staatlicher Beihilfe eine Prüfung der 
polnischen Supermarktsteuer an und 
setzte sie damit vorläufig außer Kraft.
� http://www.german-foreign-policy.com/

Netto Supermarkt im polnischen Bydgoszcz
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